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Herrn Präsidenten 
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Betreff: 
Ent;wurf eine.s -Gesetzes über die öffent­
liche Bestellung und .ang.eme.ine Beeiidi­
gung von Dolme<tschern und Über-s·etzern 

Auf Grund Beschlusses des Ministerrats vom 
2. Juni 1953 unterbreite ich anliegend den vor­
bezeichneten Gesetzentwurf der Staatsregierung mit 
der Bitte um weitere verfassungsmäßige Behandlung. 

Der Entwurf ist gleichzeitig dem Bayerischen 
Senat mit der Bitte ·um Kenntnisnahme und etwaige 
gutachtliche Stellungnahme zugeleitet worden. 

(gez.) Dr. Elumll, 
Bayerischer Ministerpräsident 

Entwurf eines Gese~es 
über die öffentliche Bestellung und aHgemeine Be­

eidigung von Dolmetschern und Übersetzern 

Art. 1 

(1) Zur Sprachenübertragung für gerichtliche 
und sonstige behördliche Zwecke werden Dolmet­
scher und Übersetzer für das Gebiet des Freistaates 
Bayern öffentlich bestellt und allgemein beeidigt. 

(2) Die Tätigkeit der Dolmetscher umfaßt die 
mündliche und schriftliche Übertragung, die der 
Übersetzer nur, die schriftliche Übertragung einer 
Sprache. 

Art. 2 

Für die öffentliche Bestellung und allgemeine 
Beeidigung von Dolmetschern und Übersetzern ist 
der Präsident des Landgerichts zuständig, in dessen 
Bezirk der Antragsteller seinen Wohnsitz oder seine 
berufliche Niederlassung hat. 

Art. 3 

(1) Als Dolmetscher (Übersetzer) wird auf An­
trag öffentlich bestellt, wer 

a) die deutsche Staatsangehörigkeit besitzt oder 
als Flüchtling oder Vertriebener deutscher 
Volkszugehörigkeit oder als dessen Ehegatte, 
oder Abkömmling in dem Gebiet des Deut­
schen Reiches nach dem Stand vom 31. Dezem­
ber 1937 Aufnahme gefunden hat', 
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b) das 25. Lebensjahr vollendet hat, 
c) in geordneten wirtschaftlichen Verhälhüssen 

lebt, .. 

d) die staatliche Prüfung nach der „Prüfungsori:l­
nung für Übersetzer und DolmetscHe1: im 
Laude Bayern" bestanden hat und 

e) über den nicht eine gerichtliche Strafe oder 
sonstige Maßnahme verhängt worden ist, aus 
der sich seine Ungeeignetheit als öffentlich be­
stellter Dolmetscher (Übersetzer) ergibt. 

(2) Ausländer oder staatenlose Personen, die 
ihren ständigen Wohnsitz im Gebiet des Freistaates 
Bayern haben und die Voraussetzungen des Abs.1 
Buchst. b, c, d und e erfüllen, können als Dolmet­
scher (Übersetzer) bestellt werden, falls ein beson­
deres Bedürfnis für die Bestellung besteht. 

Art. 4 

(1) Der öffentlich bestellte Dolmetscher (Über­
setzer) ist zu beeidig·en. 

(2) Der Eid wird in der Weise geleistet, daß der 
Landgerichtspräsident öder der mit der Abnahme 
des Eides beauftragte Richter folgende Eidesnorm 
vorspricht: 

„Sie schwören, daß Sie die Ihnen als öffent­
lich bestelltem Dolmetsche:r: (Übersetzer) oblie­
genden ~flichten treu und gewissenhaft erfüllen 
werden, 

und der zu Beeidigende darauf die Worte spricht: 
„Ich schwöre es, so wahr mir Gott helfe" 

(Eidesformel). 
(3) Der Schwörende soll bei der Eidesleistung 

·die rechte Hand erheben. 
(4) Werden mehrere Dolmetscher (Übersetzer) 

gleichzeitig beeidigt, so ist die Eidesformel von 
,jedem Schwörenden einzeln zu sprechen. 

(5) Der Eid kann auch ohne religiöse Beteue­
rung geleistet werden. 

(6) Über die Beeidigung ist eine Niederschrift 
zu fertigen. 

Art. 5 

Der Dolmetscher (Übersetzer) ist berechtigt, die 
Bezeichnung „öffentlich bestellter und beeidigter 
Dolmetscher (Übersetzer) für . . . . . . (Angabe der 
Sprache, für die er bestellt ist)" zu führen. 

Art. 6 

(1) Der Dolmetscher (Übersetzer) erhält nach. 
seiner Beeidigung eine Bestallungsurkunde. , 

(2) Der Verlust der Bestallung·surkunde ist dem 
zuständigen Landgerichtspräsidenten unverzüglich 
mitzuteilen. 

Art. 7 

Bei den Landgerichtspräsidenten wird eine Liste 
der öffentlich bestellten Dolmetscher und Übersetzer 
geführt, die zur öffentlichen Einsichtnahme aufzu­
legen ist. 

Art. 8 

(1) Der Dolmetscher (Übersetzer) hat dem Land­
gerichtspräsidenten unverzüglich jede Änderung 
seines Wohnsitzes oder seiner beruflichen Nieder­
lassung, die Verhäng·ung einer gerichtl~chen Strafe 



und die Eröffnung eines Konkurs- oder Vergleichs­
verfahrens über sein Vermögen mitzuteilen. 

(2) Verlegt der Dolmetscher (Übersetzer) seinen 
Wohnsitz oder seine berufliche Niederlassung in 
einen anderen Landgerichtsbezirk des Freistaates 
Bayern, so bleibt die öffentliche Bestellung aufrecht­
erhalten. Der Dolmetscher (Übersetzer) hat bei dem 
nunmehr zuständigen Landgerichtspräsidenten die 
Eintragung in die Dolmetsch.erliste (Übersetzerliste) 
zu beantragen. 

Art. 9 

(1) Die öffentliche Bestellung erlischt durch 
Widerruf, Verzicht oder Verlegung des Wohnsitzes 
oder der beruflichen Niederlassung an einen Ort 
außerhalb des Freistaates Bayern. 

(2) Die öffentliche Bestellung ist zu widerrufen, 
wenn 

a) die in Art. 3 dieses Gesetzes enthaltenen Vor­
aussetzungen bei der Bestellung nicht vor­
lagen oder später entfallen sind, 

b) wiederholt mangelhafte Übertragungen aus­
geführt wurden. 

(3) Sie kann widerrufen werden, wenn der Dol­
metscher (Übersetzer) gegen Art. 10 dieses Gesetzes 
verstoßen hat. ' 

(4) In den Fällen des Abs. 2 b soll der in der 
„Prüfungsordnung für Übersetzer und Dolmetscher 
im Lande Bayern" vorgesehene Prüfungsausschuß 
gehört werden. 

(5) Der Widerruf ist durch schriftlichen, mit 
Gründen und Rechtsmittelbelehrung versehenen Be­
scheid auszusprechen und dem Betroffenen zuzu­
stellen. 

(6) Im Falle des Erlöschens der öffentlichen Be­
stellung ist die Bestallungsurkunde zurückzugeben. 

Art. 10 

Dem Dolmetscher (Übersetzer) ist es untersagt, 
Tatsachen, die ihm bei der Ausübung seiner Tätig­
keit zur Kenntnis gelangen, Dritten unbefugt mit­
zuteilen oder sie zum Nachteil anderer zu ver­
werten. 

Art.11 

(1) Der Dolmetscher (Übersetzer) hat die Rich­
tigkeit und Vollständigkeit der von ihm angefertig­
ten Übersetzungen zu bestätigen. 

(2) Der Bestätig;ungsvermerk lautet: 

„Vorstehende Übersetzung der mir im . 
(Original, beglaubigter Abschrift, Fotokopie usw.) 
vorgelegten, in ..... Sprache abgefaßten Ur­
kunde ist richtig und vollständig." 
(3) Die Bestätigung ist auf die Übersetzung zu 

setzen und muß Ort und Tag der Bestätigung sowie 
die Unterschrift des Dolmetschers (Übersetzers) ent­
halten. 

(4) Die Abs. 2 und 3 finden entsprechende An­
wendung, wenn ein Dolmetscher (Übersetzer) eine 
ihm zur Prüfung der Richtigkeit und Vollständig­
keit vorgelegte Übersetzung als richtig und voll­
ständig befunden hat. 

Art. 12 

Dolmetscher und Übersetzer erhalten für die 
Sprachenübertragung bei Gerichten oder sonstigen 
Behörden Gebühren und Auslagen nach der Gebüh­
renordnung für Zeugen und Sachverständige in der 
jeweils geltenden Fassung. 
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Art. 13 

(1) Wer sich wahrheitswidrig als öffentlich be­
stellter und beeidigter Dolmetscher (Übersetzer) be­
zeichnet, wird mit Gefängnis bis zu 6 Monaten und 
mit Geldstrafe oder mit einer dieser Strafen be­
straft, soweit die Tat nicht nach anderen Vorschrif­
ten mit schwerere~ Strafe bedroht ist. 

(2) Handelt der Täter fahrlässig, so ist auf 
Geldstrafe zu erkennen. 

Art. 14 

(1) Bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes aus­
gesprochene öffentliche Bestellungen von Dolmet­
schern (Übersetzern) bleiben aufrechterhalten. 

(2) Auf Bestellungen nach Abs. 1 findet Art. 9 
Abs. 2 a dieses Gesetzes mit der Maßgabe Anwen­
dung, daß der Widerruf nicht auf das Fehlen der 
Voraussetzungen des Art. 3 Abs. 1 b und d gestützt 
werden darf. 

Art. 15 

Übersetzer, die nach den bisherigen Bestimmun­
gen nicht beeidigt, sondern nur verpflichtet wurden, 
sind nach den Bestimmungen dieses Gesetzes als 
Übersetzer zu beeidigen, falls sie nicht bereits als 
öffentlich bestellte Dolmetscher beeidigt sind oder 
beeidigt werden. 

Art. 16 

Art. 15 a des Ausführungsgesetzes zum Gerichts­
verfassungsgesetz vom 23. Februar 1879 (GVBl. S. 273) 
in der Fassung des Art. 167 II des Ausführungs­
gesetzes zum BGB. vom 9. Juni 1899 (Beilage zu 
Nr. 28 GVBl. 1899 S. 1 ff.) wird aufgehoben. 

Art. 17 

Das Staatsministerium der Justiz wird ermäch­
tigt, Ausführungsvorschriften zu diesem Gesetz zu 
erlassen. 

Art. 18 

Dieses Gesetz tritt am ersten Tag des auf die 
-Verkündung folgenden Monats in Kraft. 

* 
Begründung 

A. 
Allgemeine Begründung 

Die öffentliche Bestellung und allgemeine Beeidigung 
von D o 1 m e t s c h er n erfolgt in Bayern heute noch 
nach Art. 15 a des Ausführungsgesetzes zum Gerichts­
verfassungsgesetz vom 23. Februar 18?9 (GVBI. S. 2?3} in 
cler Fassung des Art. 16? II des Ausführungsgesetzes zum 
BGB. vom 9. Juni 1899 (Beilage zu Nr. 28 GVBL 1899 S. 1 ff.) 
Danach können die Amtsgerichte. für bestimmte Arten 
von Gutachten, soweit nicht besondere Vorschriften maR­
gebend sind, Sachverständige öffentlich bestellen und im 
allgemeinen beeidigen. Für die öffentliche Bestellung 



und Beeidigung von Sachverständigen im engeren Sinn 
ist inzwischen das Bayer. Gesetz über öffentlich bestellte 
und beeidi.gte Sachverständige vom 11. Oktober 1950 
(GV.Bl. S. 219) ergangen. Da die öffentliche Bestellung 
von Dolmetschern und Übersetzern jedoch nicht unter 
das Sachverständigengesetz fällt, weil Dolmetscher keine 
Sachverständigen im engeren Sinn des Wortes sind (vgl. 
RG. in JW. f936 S. 464 Nr. 28, RGSt. 75, S. 332), stellt Art. 15a 
J\.GGVG. nach wie vor die einzige Rechtsgrundlage für 
die öffentliche Bestellung und Beeidigung von Dolmet­
schern dar. 

Die Ermächtigung von Übersetzern war durch 
die Allgemeinen Verfügungen des früheren Reichsjustiz­
ministers vom 2. November 1942 (Deutsche Justiz S. 720) 
und vom 31. Mai 1944 (Deutsche Justiz S. 168) geregelt
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-..vorden. Auf Grund dieser Allgemeinen Verfügung·en 
werden Übersetzer von den Oberlandesgerichtspräsiden­
ten ermächtigt und verpflichtet, jedoch nicht beeidigt. 

Der Unterschied zwischen öffentlich bestellten Dol­
metschern und ermächtigten trbersetzern ist ·nach der 
augenblicklichen Rechtslage nicht völlig geklärt. Keine 
Zweifel bestehen darüber, daß Übersetzer nur zur schrift­
lichen Sprachenübertragung befugt sind (vgl. dazu § 2 
cler Verordnung zur Vereinfachung des Verfahrens auf 
dem Gebiete des Beurkundungsrechts vom 21. Oktober 
1942 - RGBL I S. 609). Unklar ist jedoch, ob d,ie Bestel­
lnng zum Dolmetscher zur mündlichen und schriftlichen 
Sprachenübertragung berechtigt. Diese Zweifel werden 
durch Art. 1 Abs. 2 des Entwurfs nunmehr behoben. 

In der Praxis hat sich das dringende Bedürfnis ge­
zeigt, die öffentliche Bestellung und Beeidigung von Dol­
metschern und Übersetzern auf eine ähnliche gesetzliche 
Grundlage zu stellen, wie sie für Sachverständige bereits 
durch das Bayer. Sachverständigengesetz geschaffen wor­
den ist. Dieses Ziel will der vorliegende Entwurf er­
reichen. Dabei muR jedoch ausdrücklich betont werden, 
daR der Entwurf k ein Berufs g es e t z für alle Dol­
metscher und Übersetzer sein kann; er regelt vielmehr 
1rnr die. mit der öffentlichen Bestellung von Dolmetschern 
und Übersetzern zusammenhängenden Fragen. 

Gegen die Zuständigkeit des bayerischen Gesetz­
gebers bestehen keine Bedenken. Der Bund beabsichtigt 
auch nicht, das Gebiet der öffentlichen Bestellung und 
Beeidigung von Dolmetschern zu regeln. Der Bundes­
minister der Justiz hat in einem an den Justizminister 
des Landes Nordrhein-Westfalen gerichteten Schreiben 
vom 19. Mai 1950 Nr. 3134-2511/50 ausgeführt,, daR die 
Regelung der Zulassung gerichtlicher 'Dolmetscher und 
Übersetzer dem Landesrecht vorbehalten sei. Die landes­
rechtliche Zuständigkeit für die Bestellung der Übersetzer 
ergibt sich im übrigen auch aus § j42 Abs. 3 ZPO. in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 12. Dezember 1950 
. mGBl. I S. 455), der ausdrücklich von Übersetzern spricht, 
die nach den Richtlinien der Landesjustizverwaltungen 
ermächtigt sind. 

B. 
Begründung im einzelnen 

ZuArt.1: 

Art. 1 Abs. 1 sieht die Möglichkeit einer öffentlichen 
Bestellung und allgemeinen Beeidigung von Dolmetschern 
und Übersetzern zur Spraclienübertragung für gericht­
liche und sonstige behördliche Zwecke vor. Nur bei Aus­
übung ihrer Tätigkeit für sold1e Zwecke handeln öffent­
lich bestellte Dolmetscher oder Übersetzer auf Grund 
ihrer öffentlichen Bestellung. Die öffentlid1e Bestellung 
ist daher keinesfalls eine Zulassung .zum Beruf des Dol­
metschers oder Übersetzers an sich. Die Bestellung gilt 

. für das Gebiet des Freistaates Bayern. Die Geltung für 
das gesamte Bundesgebiet wäre zwar erwünscht, zu einer 
solchen Bestimmung ist der Landesgesetzgeber aber nicht 
befugt. 
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Art. 1 Abs. 2 bringt eine klare Abgrenzung zwischen 
den Aufgaben und Befugnissen eines öffentlich bestellten 
Dolmetschers und denen eines öffentlich bestellten über­
·setzers. öffentliche Dolmetscher sind danach sowohl zu-r 
mündlidien wie schriftlichen, Übersetzer dagegen nur zur 
schriftlichen Sprachenübertragung befugt. 

Zu Art. 2: 

Art. 2 regelt die sachlid1e und örtliche Zuständigkeit 
der Landgerichtspräsidenten zur Bestellung und Beeidi­
g·ung von Dolmetschern und Übersetzern. Für die örtliche 
Zuständigkeit ist der Wohnsitz oder Sitz der beruflichen 
Niederlassung des Antragstellers maßgebend. Daraus 
folgt, daß nur solche Personen öffentlich bestellt werden 
können, die in Bayern ihren Wohnsitz oder ihre beruf­
liche Niederlassung haben. 

Durch Art. 2 werden die auf Art. 15a AGGVG. be­
ruhende Zustftndigkeit der Amtsgerichte zur Bestellung 
und Beeidigung von Dolmetschern und die durch die All­
gemeinen Verfügungen des früheren Reichsjustizmini­
sters vom 2. November 1942 und vom 31. Mai 1944 be­
gründete Zuständigkeit der Oberlandesgerichtspräsiden­
ten für die Ermächtigung und Verpflichtung von Über­
setzern beseitigt. Es wäre unzwed(mäfüg, die Bestellung 
von Dolmetschern und Übersetzern verschiedenen Stellen 
zu übertragen. Die sachliche Zuständigkeit der Land­
gerichtspräsidenten ist sowohl der. Zuständigkeit 'der 
Amtsgerichte -\1Tie der der Oberlandesge\,, 'lite vorzuziehen. 
Die Landgerichtspräsidenten sind im Gec 1satz zu den 
Amtsgerichten in stärkerem Maße mit Jusfü„1rer1Taltungs­
angelegenheiten befaßt. Im übrigen fallen a, gerade 
bei den Landgerichten im Rechtshilfeverkehr dh, ~isten 
Übersetzungen an. Gegenüber der Zuständigh„ .-J.er 
Oberlandesgerichtspräsidenten besteht der Vorzug 
Zuständigkeit der Landgerichtspräsidenten vor allem 
der größeren Zahl der Landgerichte. Dadurch wird de1, ; 
Verkehr mit den Antragstellern wesentlich erleichtert. 

ZuArt.3: 

Art. 3 enthält die Voraussetzungen für die öffentliche 
Bebtellung zum Dolmetscher (Übersetzer). Alle Personen,. 
die die in Art. 3 enthaltenen Voraussetzungen erfüllen, 
müssen öffentlich bestellt und beeidigt werden. Eine Be­
diirfnisprüfung, die im übrigen wegen Art. 12 GG. wohl 
unzulässig wäre, findet nicht statt. 

Die Regelung in Abs. 1a entspricht dem Wortl~ut des 
Art. 116 GG. Dur'ch Abs. fö wird im Gegensatz zu der 
Regelung im Sachverständigengesetz (Art. 2 Abs. 1b) die 
Altersgrenze auf 25 Jahre festgesetzt, um auch jüngeren 
Kräften die Möglichkeit einer öffentlichen Bestellung zu 
eröffnen. Abs. 1c entspricht der Regelung in Art. 2 Abs. 1c 
des Sachverständigengesetzes. Besonders wichtig ist Abs.1d. 
Danach ist die auf Grund der Prüfungsordnung für Über­
setzer und Dolmetscher im Lande Bayern (vgl. Amtsblatt 
des bayer. Staatsministeriums für Unterricht und Kultus· 
Nr. 9 vom 10. Mai 1952, Justizministerialblatt 1952 S. 175) 
abgehaltene staatliche Dolmetscher- und Übersetzerprü­
fung 'unerläßliche Voraussetzung der Bestellung. Ausnah­
men hievon sind nicht vorgesehen. Bei der Vielzahl der 
sowohl von privaten wie von städtischen und auch staat­
lichen Dolmetscherschulen abgehaltenen Dolmetscherprü­
fungen begegnet eine Gleichstelhmg solcher Prüfungen 
mit einer auf Grund der Bayer. Prüfungsordnung ab­
gehaltenen s'taatlichen Prüfung besonderen Bedenken. 
Abs. 1 e entspricht der Regelung in Art. 2 Abs. 1 g des 
Sachverständigengesetzes. 

Abs. 2 sieht die Möglichkeit einer öffentlichen Bestel­
lung von Ausländern oder Staaten.losen. vor. Davon soll 
jedoch nur im Ausnahmefall und nur dann Gebrauch 
gemacht werden, wenn ein besonderes Bedürfnis für die 
Bestellung besteht. 



ZuArt.4: 

Für die allgemeine Beeidigung sind Gebühren nach 
der Justizverwaltungskostenordnung vom 14. Februar 1940 
(RGBI. I S. 35?) zu erheben; vgl: Gebührenverzeichnis 
Nr. 9 zur Justizverwaltungskostenordnung. 

ZuArt.5: 

Art. 5 entspricht der Regelung in Art. 4 Abs. 1 des 
Sach verständigengesetzes. 

ZuArt.6: 

Im Geg·ensatz zur Regelung' in Art. 5 des Sachver­
ständigengesetzes soll neben der Bestallungsurkunde 
kein besonderer Ausweis ausg·estellt werden, weil ein Be­
<;lürfnis für die Ausstellung eines Ausweises neben der 
Bestallungsurkunde nicht besteht. 

ZuArt.8: 

Abs. 1 entspricht im wesentlichen Art. 11 des Sachver­
ständigengese tzes. 

. Abs. 2 .stellt klar, d~ß die öffentliche Bestellung auch 
her W ohnsrtzverlegung mnerhalb des Freistaates Bayern 
aufrechterhalten bleibt. Diese Frag.e war nach der bis~ 
herigen Rechtslage ungeklärt. Eine erneute öffentliche 
Bestellung durch den nunmehr zuständigen Landgerichts­
präsidenten ist daher nicht erforderlich. 

Zu Art. 9: 

Art. 9 regelt die Fälle des Erlöschens der öffentlichen 
Bestellung. Unter diesen Fällen kommt dem Widerruf 
besondere Bedeutung zu. Abs. 2 enthält die Fälle, in 
dP,nen der Widerruf erfolgen muß. Nach Abs. 2a ist die 
Bestellung zu widerrufen, wenn die in Art. 3 des Gesetzes 

· enthaltenen Voraussetzungen bei der Bestellung nicht 
vorlagen oder später entfallen sind. Abs. 2b sieht den 
Widerruf auch fi.j.r die Fälle mangelnder Bewährung vor. 
Um in diesen Fällen eine unparteiische Beurteilung zu ge­
währleisten, bestimmt Abs. 4, daß der in der Staatlichen 
Prüfungsordnung für Übersetzer und Dolmetscher im 
Lande Bayern vorgesehene Prüfungsausschuß gehört wer­
den soll. Nach Abs. 3 kann die öffentliche Bestellung auch 
im Falle einer Zuwiderhandlung gegen die Verschwie­
genheitspflicht des Art. 10 des Gesetzes widerrufen wer­
den. Ob in diesen Fällen ein Widerruf auszusprechen ist, 
wird von den besonderen Umständen des Einzelfalles ab­
hängen. Abs. 5 regelt die Forin und den Inhalt des Wider­
rufs. Gegen den Widerrufsbescheid des Landgerichts­
präsidenten ist z. Z. gemäß Art. 6a der Verordnung Nr. 85 
vom 2?. September 1946 (GVBL S. 291) in der Fassung des 
Art. 1 Ziff. 3 der 2. Verordnung zur Ausführung des Ge­
setzes über die Verwaltungsgerichtsbarkeit usw. vom 
30. September 1949 (GVBI. S. 260) die Beschwerde zum 
Oberlandesgerichtspräsidenten gegeben. Gegen dessen 
Bescheid kann die Anfechtungsklage zum Verwaltungs~ 
gericht nach dem Verwaltungsgerichtsgesetz vom 25. Sep­
tember 1946 (GVBI. S: 2B1) erhoben werden. 

Es empfiehlt sich nicht, die Zulässigkeit der Rechts­
behelfe in das Gesetz selbst aufzunehmen. Bei Änderung 
dieser Rechtsbehelfe würde sonst auch eine Änderung 
dieses Gesetzes erforderlich sein. 

Zu Art. 1 0: 

Diese Bestimmung entspricht im wesentlichen Art. 10 
des Sachverständigengesetzes. Im Gegensatz zum Sach­
verständigengesetz wurde an die Übertretung dieser Be­
stimmung jedoch keine Strafsanktion geknüpft sondern 
ledig·lich die Möglichkeit des Widerrufs nach Art. 9 Abs. 3 
vorgesehen. Eine strafrechtliche Bestimmung, wie sie das 
Sachverständigengesetz enthält (Art. 15 Abs. 1b), erscheint 

im Hinblick auf die Bestimmungen des StrafO'esetzbuchs 
über die Verletzung des Berufsgeheimnisse~ und der 
Amtsverschwiegenheit nicht unbedenklich. 

ZuArt.11: 

Die gesetzliche Festlegung des Wortlauts des Bestäti­
gungsvermerks ist erforderlich, da in der Praxis die ver­
schiedensten Beglaubigungsformeln gebraucht werden. 

Zu Art. 12: 

. Die Gebühren für Sprachenübertragungen bei Ge­
nchten oder anderen Behörden bemessen sich nach der 
Zeugen- und Sachverständigengebührenordnung, die auch 
auf Dolmetscher und Übersetzer Anwendung findet; vgl. 

0 § 16 Abs. 3 der Gebührenordnung für Zeugen und Sach­
verständige. Im Hinblick darauf, daß die Gebührenord­
nung für Zeugen und Sachverständige Bundesrecht ge­
worden ist, wäre eine abweichende landesrechtliche Rege-
lung nicht zulässig. , 

Art. 12 enthält keine Gebührenregelung für die Fälle, 
in denen Dolmetscher nicht für Gerichte oder sonstige 
Behörden tätig werden . 

Zu Art. 1 3: 

Diese Bestimmung enthält den strafrechtlichen Schiifa 
der Bezeichnung „öffentlich bestellter und beeidigter Dol~ 
metscher (Übersetzer)". 

Zu Art. 14: 

Die bisher schon ausgesprochenen Bestellungen sollen 
nach Abs. 1 aufrechterhalten bleiben. Ein g es et z -
1 i c h e r Widerrnf dieser Bestellungen empfiehlt sich 
nicht. Die Unzuträglichkeiten, die sich infolge des Wider­
rufs sämtlicher Sachverständigenbestellungen bei der 
Durchführung des neuen Sachverständigengesetzes ei'­
g·eben haben, lassen die Wiederholung einer solchen Maß­
nahme untunlich erscheinen. Selbstverständlich finden die 
Vorschriften dieses Gesetzes auf bisher schon ausgespro• 
chene öffentliche Bestellungen Anwendung, soweit sich 
nicht aus ihrer Aufrechterhaltung Besonderheiten ergeben. 

Eine derartige Besonderheit regelt Abs. 2. Dei.' Wider­
ruf bisher schon ausgesprochener Bestellungen kann da­
nach in Abweichung von Art. 9 Abs. 2a nicht auf Art. 3 
Abs. 1b (Erfordernis der Vollendung des 25. Lebens}ahres) 
oder Abs. 1 d (Ablegung einer staatlichen Prüfung nach 
der Prüfungsordnung für Übersetzer und Dolmetschet im 
Lande Bayern) gestützt werden. Diese Abweichung von 
Art. 9 Abs. 2a ergibt sich notwendig aus dem Grundsatz, 
daß bisher schon aUsgesptochene Bestellungen aufrecht­
erhalten bleiben sollen. Dagegen kann· der Widerruf 
solcher Bestellungen selbstverständlich darauf gestützt 
Werden, daß die übrigen in Art. 3 dieses Gesetzes ent­
haltenen Voraussetzungen nicht gegeben sind. Auch nach 
Art. 9 Abs. 2b und Abs. 3 ist der Widerruf solcher Be­
stellungen möglich. 

Zu Art. 15: 

Da Übersetzer nach den bisherigen Bestimmungen 
nicht beeidigt, sondern nur verpflichtet wurden, muß die 
Beeidigung dieser Personen nachgeholt werden. Die Be­
eidigung als Übersetzer ist jedoch nicht erforderlich, 
wenn ein Übersetzer bereits als öffentlich bestellter Dol­
metscher beeidigt worden ist oder beeidigt wird, weil 
nach Art. 1 Abs. 2 des Gesetzes die Tätigkeit als Dolmet­
scher die mündliche und schriftliche Sprachenübertragung 
umfaßt. " 

Zu Art. 1 6: 

Art. 15a AGGVG. ist nunmehr gegenstandslos ge­
worden. 


